Zehnte Verordnung
Uber MalRnahmen zur Eindammung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus
SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt
(Zehnte SARS-CoV-2-Eindammungsverordnung — 10. SARS-CoV-2-EindV).

Vom 7. Marz 2021.

Aufgrund von § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs.1, § 28a, § 73 Abs. 1a Nr. 24 und Abs.
2 sowie § 54 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBI. | S. 1045),
zuletzt geéndert durch Artikel 4a des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3136),

wird verordnet:;

Praambel
Diese Verordnung dient der Bek&dmpfung der COVID-19-Pandemie im Rahmen des
Gesundheitsschutzes der Birgerinnen und Birger. Zu diesem Zweck soll das
Infektionsgeschehen reduziert, Infektionswege nachvollziehbar und die Aufrechterhaltung
des Gesundheitssystems gewabhrleistet werden. Die Risiken der COVID-19-Pandemie
erfordern ein neues gesellschaftliches Verstandnis des sozialen Umgangs, eine
bedarfsgerechte Informationskultur sowie eine starkere Selbstbeobachtung und
Selbstdisziplin. Ein GrofRteil dieses Verhaltens basiert auf der Einsicht und Freiwilligkeit der
Beteiligten und lasst sich nicht allein durch staatliche Regeln vorschreiben. In diesem Sinne
sind physische Distanz (mindestens 1,50 Meter), Hygiene (haufiges Handewaschen),
regelmafiger Luftaustausch in geschlossenen Raumen und weitere Verhaltensregeln
(Husten- und Niesetikette, Verzicht auf Handeschitteln oder Umarmungen zur BegruRung,
gegebenenfalls Tragen von Schutzmasken) wichtige Bausteine zur Unterbrechung der
Infektionsketten und Eindammung der Pandemie. Zudem ist es notwendig, dass beim
Auftreten von Infektions-Symptomen eine starkere Selbstisolation in der eigenen
Hauslichkeit erfolgt, also die betroffenen Personen weder zur Arbeit noch in die Schule oder
in die Kindertagesstatte gehen, nicht an privaten Zusammenkunften teilnehmen, sich
moglichst nicht in die Offentlichkeit begeben und vor allem &ltere und vulnerable Personen
nicht besuchen. Auch die Corona-Warn-App des Robert Koch-Instituts und Apps zur
Registrierung und Nachverfolgung kénnen einen wichtigen Beitrag zum eigenen und zum
Schutz Dritter leisten, weshalb die freiwillige Nutzung empfohlen wird. Eigene Interessen
sollten zurtickgestellt und freiwillig das Gemeinwohl gestérkt werden. Das bedeutet,
Verantwortung und Firsorge fir andere insbesondere auch die vulnerablen Gruppen in der
Bevolkerung zu Gbernehmen. Im Interesse des Gemeinwohls ist eigenverantwortliches

Handeln, das Egoismen und Partikularinteressen zuriickstellt, unabdingbar. Uber diese



Empfehlungen hinaus sind im Rahmen des Gesundheitsschutzes besondere Ge- und
Verbote zum Schutz der Allgemeinheit notwendig. Perspektivisch soll es fir die nchsten
Wochen bei einem stabilen Infektionsgeschehen einen Vierklang geben aus Impfen, Testen,

Kontaktnachvollziehung und Offnungen.

§1
Allgemeine Hygieneregeln, Anwesenheitsnachweis

(1) In allen Einrichtungen, Betrieben sowie bei Angeboten und Veranstaltungen im Sinne
dieser Verordnung sind Hygienevorschriften entsprechend den Empfehlungen des
Robert Koch-Instituts zu beachten. Es gelten strenge Auflagen zur Hygiene, um die
Reduzierung von Kontakten sowie den Schutz der Anwesenden vor Infektionen
sicherzustellen durch:

1. Einhaltung eines Mindestabstands von 1,5 Metern zu anderen Personen, soweit
maoglich und zumutbar; beim gemeinschaftlichen Gesang gilt dies unter der MalRgabe
eines Mindestabstands von 2 Metern zu anderen Personen,

2. ein verstarktes Reinigungs- und Desinfektionsregime einschliel3lich regelmafigen
Liftens in geschlossenen Raumen,

3. Vermeidung von Ansammlungen von mehr als finf Personen, insbesondere
Warteschlangen,

4. Information Uber gut sichtbare Aushange und, soweit méglich, regelmafige
Durchsagen uber die Verpflichtung zur Abstandsregelung und zur Einhaltung der
SchutzmalRnahmen,

5. Zugangsbeschrankungen oder Einlasskontrollen, die sicherstellen, dass sich im
Ladengeschéaft nur aufhalten:

a) bei einer Verkaufsflache bis zu 800 Quadratmetern hichstens 1 Kunde je 10
Quadratmeter Verkaufsflache,

b) bei einer Verkaufsflache von mehr als 800 Quadratmetern zusatzlich zur
Hochstkundenzahl nach Buchstabe a hdchstens 1 Kunde je 20 Quadratmeter der
Verkaufsflache, die 800 Quadratmeter tibersteigt.

Die Abstandsregelung und Personenbegrenzung nach Satz 2 Nrn. 1 und 3 gelten nicht

fur Zusammenkinfte des in 8 2 Abs. 1 genannten Personenkreises. Bei

Zuwiderhandlungen gegen die Abstandsregelung und Personenbegrenzung sind

unverziglich Hausverbote auszusprechen. Bei Nutzung geeigneter physischer

Abtrennvorrichtungen darf der Abstand nach Satz 2 Nr. 1 unterschritten werden. Lassen

sich die Abstandsregelungen nach Satz 2 Nr. 1 durch ortliche Vorkehrungen,

insbesondere die raumliche Trennung, die Anordnung oder Freihaltung von Sitzplatzen,

das Anbringen von Abstandsmarkierungen oder durch verstarkten Personaleinsatz nicht
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(2)

sicherstellen, hat der Infektionsschutz zusatzlich zu erfolgen durch

Zugangsbeschrankungen oder Einlasskontrollen, die sicherstellen, dass sich in den

Raumlichkeiten sowie auf dem AulRengel&nde nur hdchstens so viele Besucher

aufhalten, dass Ansammlungen von mehr als finf Personen vermieden werden. Der

Veranstalter, Leiter, Betriebsinhaber, GeschéftsfUhrer, Vorstand, Vereinsvorsitzende,

zustandige Amtstrager oder eine andere Person, der die rechtliche Verantwortung obliegt

oder die die tatsachliche Kontrolle austibt oder damit beauftragt ist (verantwortliche

Person), hat ein Konzept, das die aktuellen Empfehlungen der allgemeinen Hygiene

bertcksichtigt, zu erstellen und auf Verlangen der zustéandigen Gesundheitsbehérde

vorzulegen. Die zustandigen Behdrden sind berechtigt, die Einhaltung der erweiterten

Schutzmal3nahmen zu tUberprufen und weitere Auflagen zu erteilen.

Eine textile Barriere im Sinne einer Mund-Nasen-Bedeckung (nichtmedizinische

Alltagsmaske) im Sinne dieser Verordnung ist jeder Schutz, der aufgrund seiner

Beschaffenheit geeignet ist, eine Ausbreitung von tbertragungsfahigen

Tropfchenpartikeln durch Husten, Niesen und Aussprache zu verringern, unabhangig von

einer Kennzeichnung oder zertifizierten Schutzkategorie (insbesondere

selbstgeschneiderte Masken, Schals, Tiicher, Buffs und Ahnliches aus Baumwolle oder
anderem geeigneten Material). Ein medizinischer Mund-Nasen-Schutz im Sinne dieser

Verordnung ist eine mehrlagige Einwegmaske (insbesondere eine medizinische

Gesichtsmaske nach der europaischen Norm EN 14683:2019-10 oder ein vergleichbares

Produkt; handelsiblich als OP-Maske, Einwegmaske oder Einwegschutzmaske

bezeichnet) oder eine partikelfiltrierende Halbmaske (insbesondere eine FFP1-, FFP2-

oder FFP3-Maske). Soweit eine Verpflichtung zur Verwendung einer Mund-Nasen-

Bedeckung oder eines medizinischen Mund-Nasen-Schutzes vorgeschrieben ist, gilt dies

nicht fir folgende Personen:

1. Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres,

2. Gehorlose und schwerhdrige Menschen, ihre Begleitperson und im Bedarfsfall fur
Personen, die mit diesen kommunizieren,

3. Personen, denen die Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung wegen einer
Behinderung, einer Schwangerschaft oder aus gesundheitlichen Griinden nicht
maoglich oder unzumutbar ist; dies ist in geeigneter Weise (insbesondere durch
plausible mundliche Erklarung, Schwerbehindertenausweis, arztliche Bescheinigung)
glaubhaft zu machen.

Zur Uberwachung der Pflicht zur Mund-Nasen-Bedeckung eingesetzte Personen sind

Uber die Ausnahmen in geeigneter Weise zu unterrichten.



(3)

(4)

(1)

(2)

Die Verpflichtung der Arbeitgeber zur Einhaltung der jeweiligen
Arbeitsschutzbestimmungen bleibt unbertihrt. Dies gilt insbesondere fir die SARS-CoV-
2-Arbeitsschutzverordnung vom 21. Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021 V1).

Soweit in dieser Verordnung ein Anwesenheitsnachweis vorgeschrieben wird, haben die
Verantwortlichen zur Nachverfolgung von Kontaktpersonen den Vor- und Familiennamen,
die vollstandige Anschrift, die Telefonnummer sowie den Zeitraum und den Ort des
Aufenthalts der Kunden, Gaste und Veranstaltungsteilnehmer in Textform zu erheben.
Eine digitale Kontaktdatenerhebung, bei der die in Satz 1 genannten Kontaktdaten im
Bedarfsfall der zustandigen Gesundheitsbehdrde kostenfrei in einem von ihr nutzbaren
Format zur Verfigung gestellt werden kann, ist zulassig. Die Kunden, Gaste und
Veranstaltungsteilnehmer haben die in Satz 1 genannten Kontaktdaten wahrheitsgemar
anzugeben. Die Verantwortlichen haben sicherzustellen, dass eine Kenntnisnahme der
erfassten Daten durch Unbefugte ausgeschlossen ist. Die erfassten Daten sind vier
Wochen nach Erhebung irreversibel zu Idschen. Die zustandige Gesundheitsbehdrde ist
berechtigt, die erhobenen Daten anzufordern, soweit dies zur Kontaktnachverfolgung
erforderlich ist. Die Verantwortlichen nach Satz 1 sind verpflichtet, der zustandigen
Gesundheitsbehorde die erhobenen Daten auf Anforderung zu tbermitteln. Eine
Weitergabe der tbermittelten Daten durch die zustandige Gesundheitsbehotrde oder eine
Weiterverwendung durch diese zu anderen Zwecken als der Kontaktnachverfolgung ist
ausgeschlossen. Die der zustandigen Gesundheitsbehdrde tbermittelten Daten sind von
dieser unverziiglich irreversibel zu lI6schen, sobald die Daten fir die

Kontaktnachverfolgung nicht mehr benétigt werden.

82
Veranstaltungen, Zusammenkuinfte, Ansammlungen, Versammlungen

Der Aufenthalt im o6ffentlichen Raum ist ausschlief3lich alleine, im Kreis der Angehérigen
des eigenen Hausstandes und mit Angehérigen eines weiteren Hausstandes gestattet,
wobei die Anzahl der Angehdrigen des weiteren Hausstandes die Zahl funf nicht
Uiberschreiten darf. Kinder, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die mit
einer dieser Personen verwandt sind oder deren Hausstand angehdren, bleiben bei der
Berechnung der Personenanzahl unberiicksichtigt. Der zulassige Betrieb von
Einrichtungen, in denen Menschen bestimmungsgemal’ zumindest kurzfristig
zusammenkommen mussen, bleibt unberihrt.

Veranstaltungen aus geschéftlichen, beruflichen, dienstlichen oder vergleichbaren
Grunden wie Meetings, Seminare, Fuhrungen, Fachveranstaltungen, Fachkongresse,

Mitglieder- und Delegiertenversammlungen, Informationsveranstaltungen fir



3)

(4)

()

(6)

Volksbegehren und Volksinitiativen, Veranstaltungen von Vereinen, Organisationen,
Einrichtungen und Parteien sind untersagt. Veranstaltungen im Sinne dieser Verordnung
sind alle 6ffentlichen und nichtoffentlichen, planméRigen, zeitlich eingegrenzten
Zusammenkinfte, die nach ihrem jeweils spezifischen Zweck vom blof3en gemeinsamen
Verweilen an einem Ort abgegrenzt sind, auf einer besonderen Veranlassung beruhen
und regelmafig einem Ablaufprogramm folgen.

Die Personenbegrenzung des Absatzes 1 und die Untersagung des Absatzes 2 gelten
nicht fiir Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Sicherheit und
Ordnung, der Daseinsfiir- und -vorsorge oder der Wahrnehmung 6ffentlich-rechtlicher
Aufgaben zu dienen bestimmt sind. Dies betrifft insbesondere Veranstaltungen des
Verfassungsgerichts, der Gerichte, der Staatsanwaltschaft, anderer Behdrden, Stellen
oder Einrichtungen, die 6ffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen. Nicht eingeschrankt
wird das Selbstorganisationsrecht des Landtages, der Kirchen und
Religionsgemeinschaften, der Gemeinderate, Verbandsgemeinderate, Kreistage und
weiterer Selbstverwaltungskoérperschaften. Die Personenbegrenzung des Absatzes 1 und
die Untersagung des Absatzes 2 gelten zudem nicht fir Veranstaltungen von Parteien
und Wahlergruppen zur Aufstellung ihrer Bewerber nach den jeweiligen Wahlgesetzen
fur bevorstehende Wahlen. Fur das gastronomische Angebot gilt 8 6 entsprechend.

Die Kirchen und Religionsgemeinschaften regeln ihre Zusammenkiinfte zum Zwecke der
Religionsaustbung in eigener Verantwortung mit verpflichtender Wirkung. FUr
Zusammenkinfte in Kirchen und von Religionsgemeinschaften zum Zweck der
Religionsaustibung sind die aufgestellten Hygienekonzepte der besonderen
Infektionslage anzupassen.

An Trauungszeremonien dirfen neben den Eheschlielenden und dem Standesbeamten
lediglich die Trauzeugen, die Eltern, Kinder und Geschwister der EheschlielRenden
teilnehmen. Bei Trauer- und Bestattungszeremonien sowie Beisetzungen durfen nur der
engste Freundes- und Familienkreis des Verstorbenen, der Trauerredner oder Geistliche
und das Personal des Bestattungsunternehmens teilnehmen. Die Verantwortlichen der
Veranstaltungen nach Satz 1 und 2 haben einen Anwesenheitsnachweis nach 8 1 Abs. 4
zu fuhren.

Private Zusammenkiinfte und Feiern mit Freunden, Verwandten und Bekannten sind
ausschlie3lich im Kreis der Angehdrigen des eigenen Hausstandes und mit Angehdrigen
eines weiteren Hausstandes gestattet, wobei die Anzahl der Angehérigen des weiteren
Hausstandes die Zahl funf nicht Gberschreiten darf. Kinder, die das 14. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben und die mit einer dieser Personen verwandt sind oder deren
Hausstand angehoren, bleiben bei der Berechnung der Personenanzahl

unberticksichtigt.



(7) Versammlungen unter freiem Himmel und in geschlossenen Raumen nach Artikel 8 des
Grundgesetzes sind, sofern es sich nicht um eine Eil- oder Spontanversammlung
handelt, der zustandigen Versammlungsbehdrde mindestens 48 Stunden vor ihrer
Bekanntgabe anzuzeigen. Bei Versammlungen von mehr als zehn angemeldeten
Teilnehmern kann die zustandige Versammlungsbehdrde nach Beteiligung der
zusténdigen Gesundheitsbehdrde die Versammlung zum Zwecke der Einddmmung des
neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 verbieten, beschréanken oder mit

infektionsschutzbedingten Auflagen versehen.

§3
Offentlicher Personennahverkehr

(1) Der Betrieb des Offentlichen Personennahverkehrs (OPNV) ist zulassig.

(2) Jeder Nutzer des OPNV und o6ffentlicher Fernverkehrsmittel hat einen medizinischen
Mund-Nasen-Schutz nach § 1 Abs. 2 zu tragen. Dies gilt auch fir die Nutzung des
freigestellten Schilerverkehrs.

(3) Die Leistungserbringer des OPNV haben die Einhaltung der Regelung des Absatzes 2 zu
tberwachen und bei Nichtbeachtung die jeweilige Person von der Beférderung

auszuschlie3en.

§4

Bildungs-, Kultur-, Freizeit-, Spiel-, Vergnigungs- und Prostitutionseinrichtungen

(1) Folgende Gewerbebetriebe im Sinne der Gewerbeordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBI. | S. 202), zuletzt gedndert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 18. Januar 2021 (BGBI. | S. 2), dirfen nicht fur den Publikumsverkehr
geoffnet werden:

1. Messen und Ausstellungen,

2. Tanzlustbarkeiten (insbesondere Clubs, Diskotheken, Musikclubs; vergleichbare
Einrichtungen, in denen bei gewdhnlichem Betrieb Menschenansammlungen mit
raumlicher Enge nicht ausgeschlossen werden kdnnen) und

3. Volksfeste, Jahrmarkte, Spezialmarkte und Veranstaltungen mit Angeboten, die der
Freizeit und Unterhaltung dienen.

(2) Prostitutionsstéatten und Prostitutionsfahrzeuge im Sinne des
Prostituiertenschutzgesetzes vom 21. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2372), zuletzt geandert



3)

durch Artikel 7 des Gesetzes vom 30. November 2020 (BGBI. | S. 2600), dirfen nicht fur
den Publikumsverkehr getffnet werden. Prostitutionsveranstaltungen und
Prostitutionsvermittlung im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes durfen nicht
durchgefihrt werden. Weitere Vergnigungsstatten im Sinne der Baunutzungsverordnung
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) dtirfen
nicht fur den Publikumsverkehr getffnet werden.
Folgende Einrichtungen oder Angebote drfen nicht fiir den Publikumsverkehr geéffnet
werden:
1. Planetarien und Sternwarten,
2. Angebote in Literaturhdusern,
3. Streichelgehege, Tierhauser und andere Geb&ude in Tierparks, zoologischen und
botanischen Géarten sowie &hnlichen Freizeitangeboten,
Spielhallen,
Spielbanken,

4
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6. Theater (einschlie3lich Musiktheater),

7. Filmtheater (Kinos),

8. Autokinos,

9. Konzerthauser und -veranstaltungsorte,

10. Angebote in soziokulturellen Zentren und Burgerhausern,

11. Fitness- und Sportstudios, Yoga- und andere Praventionskurse, Indoor-Spielplatze;
8 8 bleibt unberihrt,

12. Badeanstalten, Schwimmbaéder, einschlie3lich sogenannte Freizeit- und SpalRbader
sowie Heilbader; § 8 bleibt unberihrt,

13. Tanz- und Ballettschulen; § 8 bleibt unbertihrt,

14. Freizeitparks,

15. Saunas und Dampfbader,

16. Seilbahnen,

17. Angebote von Seniorenbegegnungsstatten und -treffpunkten,

18. Angebote der Mehrgenerationenh&user; abweichende Regelungen fur Beratungs-,
Bildungs- und Freizeitangebote bleiben unberthrt,

19. Angebote offentlicher und privater Bildungseinrichtungen sowie vergleichbarer
Einrichtungen wie Volkshochschulen, Fahr- und Flugschulen, Jugend- und
Familienbildungsstatten, Einrichtungen der Bildung fur nachhaltige Entwicklung,
Ernédhrungskurse, Sprach- und Integrationskurse der Integrationskurstrager sowie
Musikschulen; davon ausgenommen sind bereits anberaumte Prifungen; digitale

Kommunikations- und Lernformen sind weiter nutzbar.



(4) Folgende Einrichtungen oder Angebote durfen nur fir den Publikumsverkehr gedffnet

werden, wenn sichergestellt ist, dass die allgemeinen Hygieneregeln und

Zugangsbegrenzungen nach § 1 Abs. 1 eingehalten werden:

1.

Museen, Gedenkstétten, Ausstellungshauser, Bibliotheken und Archive, wenn vorab
elektronisch oder fernmuindlich Termine vereinbart werden und die Verantwortlichen
einen Anwesenheitsnachweis nach 8 1 Abs. 4 fiihren,

vorbehaltlich des Absatzes 3 Nr. 3 Tierparks, zoologische und botanische Garten

sowie ahnliche Freizeitangebote,

Bildungsangebote im Gesundheitswesen, Geburtsvorbereitungs- und

Ruckbildungskurse, Aus- und Fortbildung im Brand- und Katastrophenschutz,

arztlich verordneter Rehabilitationssport kontaktfrei im Freien mit bis zu funf

Personen, einschlie3lich des Trainers,

Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des

erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes; von der Abstandsregelung nach § 1

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 kann abgewichen werden, soweit die padagogische Zielrichtung

des Angebotes oder der MalRnahme dies erfordert; soweit méglich und zumutbar

sollen vorhandene Flachen im AufRenbereich vorrangig genutzt werden,

Wettannahmestellen, soweit sie nur kurzzeitig zur Abgabe eines Wettscheins

betreten werden und der Betreiber durch geeignete Maflinahmen sicherstellt, dass ein

dariiber hinaus gehendes Verweilen unterbleibt,

abweichend von Absatz 3 Nr. 19 fiir Gruppen bis hdchstens zehn Personen zuziglich

der Lehrkraft

a) Fahr- und Flugschulen,

b) Angebote der berufsbezogenen Aus- und Weiterbildung und MalRnahmen der
beruflichen Orientierung, soweit digitale Kommunikations- und Lernformen nicht
maglich oder nicht zweckméaRig sind,

c) Angebote zur Vorbereitung auf einen Hauptschulabschluss im Rahmen einer
berufsvorbereitenden BildungsmafRnahme, soweit die Abschlussprifung bis 31.
August 2021 vorgesehen ist und

d) Erste-Hilfe-Kurse.

Besucher der Einrichtungen in Satz 1 Nrn. 2, 3 und 7 haben in Bereichen, in denen

die Abstandsregelung nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 nicht eingehalten werden kann,

eine textile Barriere im Sinne einer Mund-Nasen-Bedeckung nach § 1 Abs. 2 zu

tragen. Fur die nach Absatz 3 Nr. 19 zulassigen Prifungen gilt § 11 Abs. 5

entsprechend. Besucher in den Einrichtungen in Satz 1 Nrn. 1 und 6 sowie

abweichend von Satz 2 bei der praktischen Fahr- und Flugschulausbildung nach Satz



1 Nr. 7 Buchst. a haben einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach § 1 Abs. 2 zu

tragen.

§5
Beherbergungsbetriebe und Tourismus

(1) Den Betreibern von Beherbergungsstatten, insbesondere Hotels, Hostels,
Jugendherbergen, Familienferienstatten, Pensionen und vergleichbaren Angeboten,
Campingplatzen, Wohnmobilstellplatzen, Yacht- und Sportboothafen sowie privaten und
gewerblichen Vermietern von Ferienhausern, Ferienhausparks, Ferienwohnungen,
Ferienzimmern sowie von Ubernachtungs- und Schlafgelegenheiten (homesharing) und
vergleichbaren Angeboten ist untersagt, Personen zu touristischen Zwecken zu
beherbergen. Eine Beherbergung von Personen aus familidren oder beruflichen Grinden
ist nur zulassig, soweit dies zwingend notwendig und unaufschiebbar ist.

(2) Die Beherbergung von Personen nach Absatz 1 Satz 2 ist zulassig, wenn
1. die Hygienevorschriften nach 8 1 Abs. 1 beachtet werden und
2. die Unterkunft vor einer Weitervermietung vom Vermieter griindlich gereinigt wurde;

Art und Umfang der Reinigung ist in einem Reinigungsprotokoll zu dokumentieren und

vier Wochen aufzubewahren.
Fur den Betrieb, Zutritt und die Nutzung gemeinschaftlicher Einrichtungen (insbesondere
Duschen oder Gemeinschaftskiichen) gilt Satz 1 Nr. 1 entsprechend. Der Zutritt zu WC-
Anlagen, insbesondere die Mdglichkeit zum Waschen der Hande, muss ermdglicht
werden. § 4 Abs. 3 Nrn. 12 und 15 bleibt unberihrt. Die Gaste haben in den Verkehrs-
und Gemeinschaftsflachen der Beherbergungsstatte sowie in den Speiseraumen bis
zum Erreichen des Platzes einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach § 1 Abs. 2 zu
tragen.

(3) Reisebusreisen sind untersagt.

(4) Bei Fahrten mit Féahren, historischen Eisenbahnen und @hnlichen Einrichtungen sind die
Hygienevorschriften nach § 1 Abs. 1 sicherzustellen. Abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 ist die Unterschreitung des Mindestabstands zulassig, wenn der Betreiber
sicherstellt, dass Reisende einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach 8 1 Abs. 2

tragen.



(1)

)

3)

(4)

(5)

(6)

86
Gaststatten

Gaststétten im Sinne des Gaststattengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 7.
August 2014 (GVBI. LSA S. 386, 443), zuletzt ge&ndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 8. Dezember 2016 (GVBI. LSA S. 360), sind fur den Publikumsverkehr zu
schlief3en. Betriebskantinen sind fir den Verzehr vor Ort zu schlieRen, wo immer die
Arbeitsabldufe es zulassen.

Von der SchlieBungsverfiigung nach Absatz 1 ausgenommen sind die Belieferung und
die Mithahme von Speisen und Getranken, sowie der Aul3er-Haus-Verkauf und die
Abgabe von Lebensmitteln durch die Tafeln. Bei der Belieferung, des Aul3er-Haus-

Verkaufs oder der Abgabe von Lebensmitteln ist sicherzustellen, dass

1. ein Abstand von mindestens 1,5 Metern zu anderen Personen eingehalten wird und

2. im oOffentlichen Bereich einschliellich Einkaufzentren kein Verzehr in einem Umkreis

von weniger als 50 Metern zum Abgabeort stattfindet.

Bei gastronomischen Angeboten in Beherbergungsbetrieben ist die Offnung fiir den

Publikumsverkehr auf die Ubernachtungsgaste beschrankt.

Far Einrichtungen der Hochschulgastronomie der Studentenwerke Sachsen-Anhalt

gelten die Abséatze 1 und 2 entsprechend.

Angebote zur Versorgung Obdachloser (Suppenkiichen) sind von der

SchlieBungsverfligung des Absatzes 1 ausgenommen.

Gastronomische Einrichtungen und Kantinen, die von der SchlielBungsverfligung des

Absatzes 1 ausgenommen sind, kénnen fur den Publikumsverkehr nur an Tischen im

Innen- und AulRenbereich getffnet werden, wenn

1. die allgemeinen Hygieneregeln nach 8 1 Abs. 1 und der zustandigen
Berufsgenossenschaft beachtet werden und der Betreiber sicherstellt, dass fir den
Gast die Mdglichkeit der Handdesinfektion besteht,

2. die Platze durch Positionierung der einzelnen Tische so angeordnet sind, dass ein
Abstand von mindestens 1,5 Metern zu den Gasten an anderen Tischen
sichergestellt ist,

3. sichergestellt ist, dass an einem Tisch héchstens finf Personen zusammenkommen;
dies gilt nicht fir Zusammenkiinfte des in 8 2 Abs. 1 genannten Personenkreises und

4. Informationen der Gaste Uber die Verpflichtung zur Abstandsregelung und zur
Einhaltung der SchutzmaRnahmen tber gut sichtbare Aushange oder Vorlagen am

Tisch und bei der Begri3ung erfolgen.

10



Angebote in Buffetform mit Selbstbedienung sind nur zulassig, wenn der Betreiber
neben der Einhaltung der allgemeinen Hygieneregelungen nach 8§ 1 Abs. 1 sicherstellt,
dass die Gaste sowohl bei der Entnahme der Speisen und Getranke als auch beim
Aufenthalt in der Warteschlange einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach § 1
Abs. 2 tragen. § 1 Abs. 3 bleibt unberiihrt.

§7
Ladengeschafte, Wochenmarkte, Dienstleistungen der Kdrperpflege

(1) Untersagt wird die Offnung von Ladengeschéften jeder Art.

(2) Von der SchlieBungsverfiigung nach Absatz 1 ausgenommen sind der Einzelhandel ftr
Lebensmittel, die Wochenmarkte und Direktvermarkter fir Lebensmittel, Blumen und
Pflanzen, der Vertrieb von Lebensmitteln im Reisegewerbe, der Online-Handel, die
Abhol- und Lieferdienste, die Getrankemarkte, Reformhauser, Babyfachmarkte, die
Apotheken, die Sanitatshauser, die Drogerien, die Optiker, die Horgerateakustiker, die
Tankstellen, die Kfz-Werkstatten, Kfz-Teileverkaufsstellen, die Fahrradwerkstétten, die
Fahrradladen, die Banken und Sparkassen, die Poststellen, die Reinigungen, die
Waschsalons, der Zeitungs- und Zeitschriftenverkauf, die Buchhandlungen, die
Tierbedarfsmarkte, Futtermittelmarkte, Blumenladen, Gartnereien, Garten- und
Baumarkte sowie der Grof3handel, wenn die betroffene Einrichtung die allgemeinen
Hygieneregeln und Zugangsbegrenzungen nach 8§ 1 Abs. 1 sicherstellt. Besucher haben
in geschlossenen Raumen einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach § 1 Abs. 2 zu
tragen. Fir gastronomische Angebote der in Satz 1 genannten Einrichtungen gilt
§ 6 entsprechend.

(3) Wenn Mischsortimente angeboten werden, dirfen Sortimentsteile, deren Verkauf nicht
nach Absatz 2 gestattet ist, verkauft werden, wenn der zugelassene Sortimentsteil
Uberwiegt; die betreffenden Verkaufsstellen dirfen dann alle Sortimente vertreiben, die
sie gewdhnlich auch verkaufen. Wenn bei einer Verkaufsstelle der nicht zugelassene Tell
des Sortiments Uberwiegt, gilt die SchlieRungsanordnung nach Absatz 1 fur die gesamte
Verkaufsstelle.

(4) Abweichend von Absatz 1 dirfen Ladengeschéfte fir vorab vereinbarte Termine 6ffnen,
wenn sich
1. je angefangene 40 Quadratmeter der Verkaufsflache hochstens 1 Kunde in dem

Ladengeschéaft aufhalt oder
2. ausschlief3lich Kunden, die einem Hausstand angehdoren, in dem Ladengeschaft

aufhalten
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(5)

(6)

(7)

(8)

und die betroffene Einrichtung die allgemeinen Hygieneregeln nach 8 1 Abs. 1
sicherstellt. Halten sich Kunden aus mehr als einem Hausstand zeitgleich in dem
Ladengeschéft auf, ist die Bemessung der Kundenzahl nach Satz 1 Nr. 2 unzuldssig. Die
Vergabe von Terminen darf nur auf elektronischem oder fernmindlichem Weg vorab
erfolgen. Die Verantwortlichen haben einen Anwesenheitsnachweis nach 8 1 Abs. 4 zu
fuhren. Besucher haben in geschlossenen Raumen einen medizinischen Mund-Nasen-
Schutz nach § 1 Abs. 2 zu tragen. Fur gastronomische Angebote gilt § 6 entsprechend.
Die Satze 1 bis 4 gelten nicht fiir die nach Absatz 2 von der SchlieBungsverfiigung des
Absatzes 1 ausgenommenen Ladengeschéfte.

Die Offnung der Dienstleistungsbetriebe im Bereich der Kérperpflege wie Friseursalons,
Kosmetikstudios, Nagelstudios, Massage- und Ful3pflegepraxen, Piercing- und Tattoo-
Studios und ahnlichen Betrieben sowie deren mobilen Angeboten sind nur zuléssig,
wenn die Einhaltung der allgemeinen Hygieneregeln nach § 1 Abs. 1 sichergestellt ist,
die Kunden fur die Inanspruchnahme der Dienstleistungen vorab einen Termin vereinbart
haben und die Kunden einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz im Sinne des 8§ 1 Abs.
2 tragen oder andere geeignete SchutzmalRnahmen getroffen werden. Die Vergabe von
Terminen darf nur auf elektronischem oder fernmindlichem Weg erfolgen. Die
Verantwortlichen haben einen Anwesenheitsnachweis nach § 1 Abs. 4 zu fuhren.
Medizinisch notwendige Behandlungen, insbesondere die durch Physiotherapeuten,
Ergotherapeuten, Logopaden oder Medizinische Ful3pfleger (Podologen) erbracht
werden, bleiben weiter méglich, wenn die Einhaltung der allgemeinen Hygieneregeln
nach 8§ 1 Abs. 1 sichergestellt ist und die Kunden einen medizinischen Mund-Nasen-
Schutz im Sinne des § 1 Abs. 2 tragen oder andere geeignete SchutzmalRhahmen
getroffen werden. Die Vorgaben der jeweiligen Berufsgenossenschaften sollen zusatzlich
bertcksichtigt werden. Die Verantwortlichen haben einen Anwesenheitsnachweis nach

8 1 Abs. 4 zu fihren.

Die Offnung von Einkaufszentren fir den Publikumsverkehr ist nur fiir die in den
Absatzen 2 bis 4 genannten Ausnahmen sowie deren gastronomische Einrichtungen fur
die Belieferung, Mitnahme und den Auf3er-Haus-Verkauf unter den Voraussetzungen des
8 6 Abs. 2 erlaubt, wenn die betroffene Einrichtung die allgemeinen Hygieneregeln und
Zugangsbegrenzungen nach 8§ 1 Abs. 1 sicherstellt. Kunden und Besucher haben auf
den in geschlossenen Gebauden befindlichen Verkehrsflachen der Einkaufszentren
einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach § 1 Abs. 2 zu tragen. Fir Kaufh&auser gilt
Absatz 4.

Die Verpflichtungen zum Tragen eines medizinischen Mund-Nasen-Schutzes im Sinne

des 8 1 Abs. 2 nach den Abséatzen 2 und 4 bis 7 sind von den jeweiligen

12



Hausrechtsinhabern zu Gberwachen. Fir den Fall der Zuwiderhandlung sind

Hausverbote auszusprechen.

§8
Sportstatten und Sportbetrieb

(1) Der Sportbetrieb ist auf und in allen 6ffentlichen und privaten Sportanlagen sowie

Schwimmbadern untersagt. Dies gilt sowohl fir Sportanlagen im Freien als auch in

geschlossenen Raumen. Ausgenommen hiervon sind der:

1.
2.
3.

kontaktfreie Individualsport allein, zu zweit oder mit dem eigenen Hausstand,
Sportbetrieb von Berufssportlern,

Sportbetrieb von Kaderathletinnen und Kaderathleten, die einem auf Bundesebene
gebildeten Olympiakader, Perspektivkader, Erganzungskader, Nachwuchskader 1
oder Nachwuchskader 2 eines Bundesfachverbandes des Deutschen Olympischen
Sportbundes oder einem Landeskader eines Landesfachverbandes des
LandesSportBundes Sachsen-Anhalt e.V. angehoren sowie Schiller der Eliteschulen
des Sports,

Trainingsbetrieb des organisierten, kontaktfreien Sports von Kindern und
Jugendlichen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres im Freien in Gruppen bis
hochstens 20 Personen, einschlielRlich des Trainers,

Trainingsbetrieb des organisierten, kontaktfreien Sports von Erwachsenen im Freien
in Kleingruppen bis héchstens finf Personen, einschliel3lich des Trainers,

die Durchfuhrung der Prifungen fir den Ausbildungsberuf
Fachangestellte/Fachangestellter flir Baderbetriebe gemal 8§ 8 der Verordnung Uber
die Berufsaushildung zum/zur Fachangestellten fir Baderbetriebe vom 26. Méarz
1997 (BGBI. | S. 740) in Verbindung mit der Prufungsordnung fiir die Durchfiihrung
von Zwischen- und Abschlussprifungen im Ausbildungsberuf
Fachangestellte/Fachangestellter fiir Baderbetriebe (Bek. des MS vom 4. Juni 2010,
MBI. LSA S. 334),

die Aus- und Fortbildung von Rettungsschwimmern sowie die Durchfiihrung von
Lehrgadngen und Prifungen zum Erwerb von Trainerlizenzen,

die Durchfuhrung des Aufnahmegesamtverfahrens einschlief3lich des dazu
notwendigen Vorbereitungstrainings und der Prufungen zur Aufnahme an die
Schulen mit inhaltlichem Schwerpunkt Sport gemaR § 2 Abs. 3 der Verordnung tber
die Aufnahme in Schulen mit inhaltlichen Schwerpunkten vom 17. Juni 2010 (GVBI.
LSA S. 364) in Verbindung mit den Ergdnzenden Regelungen zur Aufnahme in

Schulen mit dem genehmigten inhaltlichen Schwerpunkt Sport (Sportschulen)
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(2)

(3)

(4)

(1)

(RdErl. des MK vom 15. Februar 2007, GVBI. LSA S. 65, geandert durch RdAErl. vom
2. Januar 2012, SVBI. LSA S. 30),

9. sowie nach der einschlagigen Studienordnung notwendige Veranstaltungen in
Sportstudiengangen.

Das Ministerium fir Inneres und Sport kann im Benehmen mit dem Ministerium fur

Arbeit, Soziales und Integration festlegen, welche Ligen und Wettbewerbe als

Sportbetrieb von Kader- und Berufssportlern gemaf Satz 3 Nr. 2 und 3 einzustufen sind

und hierbei Regelungen zum Trainings- und Wettkampfbetrieb treffen.

Fur den nach Absatz 1 Satz 3 zugelassenen Sportbetrieb gelten folgende

Einschrankungen:

1. die Einhaltung eines Abstands von mindestens 1,5 Metern zu anderen Personen ist
durchgéngig sichergestellt, soweit die Austibung der Sportart dem nicht
entgegensteht;

2. Hygieneanforderungen, insbesondere die Reinigung und Desinfektion von genutzten
Sportgeraten, werden eingehalten und

3. Zuschauer sind nicht zugelassen.

Die Nutzung der Sportanlage oder des Schwimmbades erfordert die Freigabe durch den

Betreiber. Dieser hat die Empfehlungen der jeweiligen Sportverb&nde zur

Nutzungsvoraussetzung zu erklaren und zu dokumentieren sowie entsprechend der

GroRe und Beschaffenheit der Sportanlage eine Hochstbelegung der Sportsstatte

festzulegen. Die Nutzung der Sportanlage oder des Schwimmbades soll auf den flr den

Sportbetrieb nach Absatz 1 notwendigen Personenkreis eingeschréankt werden. Die

Festlegung der Héchstbelegung hat unter Beachtung der in Absatz 2 Nr. 1 geregelten

Beschréankung zu erfolgen.

Die Untersagung nhach Absatz 1 gilt nicht fiir den Schulsport; das Ministerium fir Bildung

kann hierzu erganzende Regelungen treffen.

§9
Krankenhauser, Pflege- und Behinderteneinrichtungen

Die Betreiber der folgenden Einrichtungen haben die Einhaltung der allgemeinen

Hygieneregelungen nach 8§ 1 Abs. 1 sicherzustellen:

1. Einrichtungen nach 8 23 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 und 3 des Infektionsschutzgesetzes
(Krankenhauser sowie Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den
Krankenhausern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt),

2. ambulante und stationare Einrichtungen der Pflege gemaf § 71 Abs. 1 und 2 des

Elften Buches Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — vom 26. Mai 1994
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(2)

(3)

(4)

(BGBI. I S. 1014, 1015), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15.
Februar 2021 (BGBI. | S. 239),

3. Einrichtungen fir Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 2 Abs. 1 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch — Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen — vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3234), zuletzt geandert durch
Artikel 3 Abs. 6 des Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBI. | S. 2075), in denen
Leistungen der Eingliederungshilfe Giber Tag und Nacht erbracht werden,

4. Werkstétten fur behinderte Menschen im Sinne der 88 219 bis 227 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch,

5. Anbieterverantwortete Wohngemeinschaften im Sinne des § 4 des Wohn- und
Teilhabegesetzes vom 17. Februar 2011 (GVBI. LSA S. 136).

Von der Einhaltung der Abstandsregelung in 8 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 kann abgewichen

werden bei Besuchen

1. von Schwerstkranken, insbesondere zur Sterbebegleitung, durch ihnen

nahestehende Personen und Urkundspersonen,

2. zur Durchfihrung medizinischer oder therapeutischer Versorgungen und

3. zur Seelsorge.

Die Beschaftigten der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 genannten Einrichtungen haben

sich regelméRig, mindestens zweimal pro Woche, vor dem Dienst in der Einrichtung, in

der sie zum Dienst eingeteilt sind, einer Testung in Bezug auf eine Infektion mit dem
neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 mittels PoC-Antigen-Test zu unterziehen. Das

Ergebnis ist der Einrichtungsleitung vorzulegen und von dieser zu dokumentieren. Ein

positives Testergebnis hat die Einrichtungsleitung umgehend dem zusténdigen

Gesundheitsamt mitzuteilen. Die Einrichtungen organisieren die erforderlichen

Testungen.

Im Rahmen einer Gefahrdungsabschatzung fir die Patienten und Bewohner legt die

Einrichtungsleitung die Besuchsregelung fest. Jeder Bewohner einer Einrichtung nach

Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 darf von téglich héchstens einer Person Besuch erhalten.

Der Zutritt darf nur mit erfolgtem PCR- oder PoC-Antigen-Test mit negativem

Testergebnis, der nicht alter als 48 Stunden ist, gewéahrt werden. Der Test muss die

jeweiligen Anforderungen des Paul-Ehrlich-Institutes erfiillen. Das Bundesinstitut fur

Arzneimittel und Medizinprodukte verdffentlicht auf seiner Internetseite unter

www.bfarm.de/antigentests eine Marktibersicht solcher Tests. Die Einrichtungen haben

PoC-Antigen-Tests vorzuhalten, durchzufihren und das Ergebnis auf Verlangen des

Besuchers schriftlich zu bestétigen.

Bei der Gestaltung der Besuchsregelungen sind die Belange der Besuchenden

angemessen zu beriicksichtigen. Die Besuchsregelung soll auf der Internetseite der
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Einrichtung veroffentlicht werden. Alle Besuchenden haben den, von der Einrichtung zur

Verfiigung zu stellenden, unbenutzten medizinischen Mund-Nasen-Schutz im Sinne des

8 1 Abs. 2 zu tragen. Fir das Personal gelten die arbeitsschutzrechtlichen

Bestimmungen.

(5) Ein Besuchsverbot fir einzelne Bereiche oder die gesamte Einrichtung kann lediglich im
Falle einer bestatigten COVID-19-Infektion durch die Leitung der Einrichtung im
Benehmen mit dem Gesundheitsamt festgelegt werden. Das Besuchsverbot ist zu
befristen und gegeniber der Heimaufsicht anzuzeigen. Abweichend von Satz 1 kann im
begriindeten Verdachtsfall einer COVID-19-Infektion die Leitung der Einrichtung ein
Besuchsverbot von maximal drei Tagen aussprechen.

(6) Abweichend von Absatz 3 Satz 2 und Absatz 5 ist der Zutritt folgender Personen zu den
in Absatz 1 genannten Einrichtungen stets zu ermdglichen:

1. Seelsorger, die in dieser Funktion die Einrichtung aufsuchen,

2. Rechtsanwaélte sowie Notare, die in dieser Funktion die Einrichtung aufsuchen,

3. rechtliche Betreuer sowie Vormiinder, soweit ein personlicher Kontakt zur Erfullung
der ihnen Ubertragenen Aufgaben erforderlich ist; Bevollméchtigte werden rechtlichen
Betreuern gleichgestellt,

4. sonstige Personen, denen aufgrund hoheitlicher Aufgaben oder zur Durchfiihrung von
Prifungen Zugang zu gewdahren ist,

5. Personen, die therapeutische oder medizinische MaRnahmen durchfihren.

Die Absatze 3 und 4 Satz 3 gelten entsprechend.

(7) Die Anwesenheit in Werkstétten fir Menschen mit Behinderungen und in
Tagesforderstatten ist Leistungsberechtigten freigestellt. Ein arztliches Attest ist fir die

Abwesenheit nicht erforderlich.

§ 10
Psychiatrische und geriatrische Tageskliniken, heilpadagogische und interdisziplinare
Frahforderstellen, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, psychosomatische
Rehabilitationskliniken, Tages- und Nachtpflege, Beratungsleistungen, Einrichtungen des

Malregelvollzugs und der forensischen Nachsorge

(1) Tageskliniken der psychiatrischen und geriatrischen Fachgebiete, heilpddagogische und
interdisziplindre Frihforderstellen Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen,
psychosomatische Rehabilitationskliniken sowie Einrichtungen, in denen Personen mit
Pflegebedarf teilstation&r untergebracht und verpflegt werden kdénnen (Tages- und
Nachtpflege), erbringen ihre Leistungen unter Einhaltung der allgemeinen Hygieneregeln

nach 8§ 1 Abs. 1. Vorerkrankungen der Patienten, die das Risiko eines schweren Covid-
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(2)

3)

(1)

19-Krankheitsverlaufes erhdhen, sind bei Art und Umfang der Leistungserbringung zu
berticksichtigen.

Beratungsleistungen sozialer, psychosozialer, fachlicher, rechtlicher, seelsorgerischer
oder ehrenamtlicher Art sowie entsprechende Dienstleistungen werden unter Einhaltung
der allgemeinen Hygieneregeln nach § 1 Abs. 1 erbracht.

In den Einrichtungen des Mal3regelvollzugs kbnnen Besuchsregelungen aus
therapeutischen Griinden sowie Griinden der Sicherheit und des geordneten
Zusammenlebens durch die Einrichtungsleitung eingeschréankt werden. Neuaufnahmen
sowie Untergebrachte mit erkennbaren Symptomen einer COVID-19-Erkrankung oder
Erkaltungssymptomen werden nach arztlichem Ermessen in Quarantdne genommen

oder gesondert untergebracht.

§11
Gemeinschaftseinrichtungen nach 8§ 33 Nrn.1, 2, 3 und 5 des Infektionsschutzgesetzes

Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne dieser Verordnung sind samtliche
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, éffentliche Schulen und Schulen in
freier Tragerschaft sowie Ferienlager. In Gemeinschaftseinrichtungen kann von den
Regelungen nach 8 1 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1, 3 und Abs. 2 abgewichen werden, soweit der
Betrieb der Gemeinschaftseinrichtung oder die padagogische Zielrichtung des Angebotes
oder der MaRnahme dies erfordern. Dies gilt auch fur Heime der Kinder- und Jugendhilfe.
Soweit moglich und zumutbar, sollen vorhandene Flachen im Aul3enbereich vorrangig

genutzt werden. § 1 Abs. 3 bleibt unberihrt.

(2) Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nrn. 1 bis 3 des Infektionsschutzgesetzes

(Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, éffentliche Schulen und Schulen in
freier Tragerschaft) sind geschlossen. Der Anspruch der Personensorgeberechtigten auf
die Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten wird eingeschrankt. Abweichend von
Satz 1 kann an Grund- und Férderschulen Prasenzunterricht unter Befreiung von der
Prasenzpflicht wieder aufgenommen werden; fur die Gbrigen Jahrgangsstufen der
allgemeinbildenden Schulen, der berufsbildenden Schulen, der Schulen fiir
Gesundheitsberufe sowie der Pflegeschulen kann der eingeschrankte Regelbetrieb
eingerichtet werden. Davon abweichend kann fir die Abschlussklassen Préasenzunterricht
durchgefuhrt werden. Das Nahere zur Ausgestaltung des Schulbetriebs nach Satz 3 und
4 wird durch Erlass nach MalRgabe des § 12 Abs. 3 geregelt. Abweichend von Satz 1
kann die Betreuung in Kindertageseinrichtungen im eingeschrénkten Regelbetrieb
erfolgen. Das Nahere zur Ausgestaltung der Betreuung in Kindertageseinrichtungen nach

Satz 6 wird durch Erlass nach MalRgabe des § 12 Abs. 4 geregelt.
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(3) Fur die den Schulen angegliederten Wohnheime und Mensen gilt Absatz 2 Satz 3 und 4
entsprechend. Die zustandigen Gesundheitsbehérden werden erméachtigt, weitere
Einschrankungen festzulegen.

(4) Ferienlager sind geschlossen.

(5) Auler in Bereichen, die ausschlief3lich dem padagogischen, administrativen oder
technischen Personal der Schule vorbehalten sind und in Biiros zur Einzelnutzung
innerhalb des Schulgebaudes und auf dem Schulgelénde immer dort, wo der Abstand
von 1,5 Metern nicht eingehalten werden kann, ist von allen Personen, die sich dort
aufhalten, eine Mund-Nasen-Bedeckung nach § 1 Abs. 2 zu tragen. 8§ 1 Abs. 2 Satz 3
und Abs. 3 bleibt unbertihrt.

(6) Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung wahrend des Unterrichts gilt nicht
fur Schiler bis einschliel3lich Jahrgangsstufe 6, solange sie sich im Klassenverband im
Unterrichtsraum aufhalten. Im Schulsport besteht keine Pflicht zum Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung im Sinne des § 1 Abs. 2.

(7) Im Freien ist vorrangig der Mindestabstand von 1,5 Metern zu gewahrleisten, um den
Schilern eine Pause vom Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des 8 1 Abs.

2 zu ermdoglichen.

§12

Abweichende und erganzende Regelungen

(1) Das Ministerium fir Justiz und Gleichstellung wird ermdachtigt, zur Gewahrleistung der
Funktionsfahigkeit der Justiz, zur Durchfiihrung des staatlichen Teils der ersten
juristischen Prifung und der zweiten juristischen Staatspriifung sowie zur Sicherstellung
der Vorbereitungsdienste und der Prifungen in den Ausbildungsberufen der Justiz und
des Justizvollzugs abweichende Regelungen flr seinen Geschéaftsbereich zu erlassen.

(2) Das Ministerium fir Arbeit, Soziales und Integration wird ermachtigt, zur Gewahrleistung
der Funktionsfahigkeit des Malregelvollzugs und der forensischen Nachsorge fir seinen
Geschaftsbereich abweichende Regelungen zu erlassen.

(3) Das Ministerium fir Bildung wird ermachtigt, abweichende Regelungen zur
Durchfuihrung des Vorbereitungsdienstes, zur Durchfiihrung oder Verschiebung der
Staatsprufungen im Bereich der Lehrerbildung, zur Durchfiihrung von Klassenarbeiten,
Klausuren und des Prasenzunterrichts fur die Abschlussklassen , zur Durchfihrung oder
Verschiebung von Gremienwahlen sowie Sonderregelungen zur Versetzung zu
erlassen. Das Ministerium flr Bildung wird erméachtigt, Regelungen zur Ausgestaltung

des nach § 11 Abs. 2 Satz 3 und 4 zulassigen Schulbetriebs, einschlie3lich der

18



Regelungen zur Einbeziehung von auf3erschulischen Bildungseinrichtungen, zu

erlassen.

(4) Die Staatskanzlei und Ministerium fur Kultur wird ermachtigt, zur Gewahrleistung des

verfassungsrechtlich geschiitzten Wirkbereichs der Kultur abweichende Regelungen zu

erlassen, insbesondere N&heres zur Ausgestaltung des Betriebs der Kultureinrichtungen

unter Pandemiebedingungen zu regein.

(5) Die zustandigen Fachressorts sind wie folgt erméachtigt, Naheres zur Ausgestaltung des

Betriebs nachfolgender Einrichtungen insbesondere zur Vorbereitung von Zwischen-

und Abschlussprifungen sowie Sonderregelungen fiir Prifungen durch Erlass zu

bestimmen:

1.

das Ministerium fir Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung fur die Hochschulen;
dies umfasst auch Regelungen zu weiteren notwendigen Einrichtungen, wie
Bibliotheken und Archive, sowie zur Nutzung von Raumlichkeiten fir staatliche
Prifungen der zustandigen Prifungsamter oder der zustandigen Ministerien,

das Ministerium fir Umwelt, Landwirtschaft und Energie fiir die Einrichtungen der
Berufsbildung in der Landwirtschaft und Hauswirtschaft,

das Ministerium fur Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung im Einvernehmen
mit dem Ministerium flr Arbeit, Soziales und Integration fiir die
Bildungseinrichtungen zur Berufsbildung im Bereich der Handwerkskammern und
der Industrie- und Handelskammern,

das Ministerium fir Bildung fur die nach dem Gesetz zur Férderung der
Erwachsenenbildung anerkannten Einrichtungen und ihre Trager sowie landesweiten
Zusammenschliisse der Erwachsenenbildung und

das Ministerium fir Arbeit, Soziales und Integration fur die Bildungseinrichtungen zur
Ausbildung in den Gesundheits- und Pflegeberufen und fiir alle weiteren
Einrichtungen und MaflRnahmen der beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie die
Betreuung in Kindertageseinrichtungen,

das Ministerium fur Inneres und Sport fur die Fachhochschule Polizei einschliellich
Regelungen zur Sicherstellung des Vorbereitungsdienstes sowie der Prifungen an

der Fachhochschule Polizei.

§13

Verordnungsermdachtigung

(1) Die Landkreise und kreisfreien Stadte werden ermé&chtigt, auf der Grundlage von § 32

Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes in Verbindung mit § 28 Abs. 1 und § 28a des
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(2)

(3)

Infektionsschutzgesetzes fir ihren Bezirk oder fur Teile des Bezirkes, soweit innerhalb
eines Zeitraums von sieben Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem neuartigen
Coronavirus SARS-CoV-2 kumulativ den Wert von 35 je 100 000 Einwohner erreicht,
dies durch Rechtsverordnung festzustellen und durch Rechtsverordnung weitergehende
Einschrankungen zur Eindammung der Pandemie zu erlassen. Fir die Rate der
Neuinfektionen mit dem neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohner
(Inzidenz) ist die Veroffentlichung des Robert Koch-Instituts auf der Seite
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges _Coronavirus/Daten/Fallzahlen_Archiv
Xlsx;jsessionid=73CE7B4D35EC853EC486525A468C435E.internet101?  blob=publica

tionFile maRgeblich.

Die Landkreise und kreisfreien Stadte werden auf der Grundlage der Regelungen des
Absatzes 1 ermachtigt und verpflichtet, soweit innerhalb eines Zeitraums von sieben
Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 kumulativ den
Wert von 100 je 100 000 Einwohner Uberschreitet und diese Inzidenz mindestens Uber
einen Zeitraum von drei Tagen andauert, ab dem zweiten darauffolgenden Werktag die
Kontakte durch Rechtsverordnung derart einzuschréanken, dass
1. abweichend von § 2 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 der Aufenthalt im 6ffentlichen Raum
ausschlieBlich alleine, im Kreis der Angehdrigen des eigenen Hausstandes und mit
maximal einer weiteren nicht im Haushalt lebenden Person sowie den zu den
Hausstanden gehoérenden Kindern, die das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, und
2. abweichend von § 2 Abs. 6 Satz 1 und Satz 2 private Zusammenklnfte und Feiern
mit Freunden, Verwandten und Bekannten ausschlieflich im Kreis der Angehdrigen
des eigenen Hausstandes und mit maximal einer weiteren nicht im Haushalt
lebenden Person sowie den zu den Hausstanden gehdrenden Kindern, die das dritte
Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
gestattet ist (Notbremse). Diese Rechtsverordnung kann, sofern innerhalb eines
Zeitraums von sieben Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 kumulativ den Wert von 100 je 100 000 Einwohner unterschreitet und diese
Inzidenz mindestens Uber einen Zeitraum von drei Tagen andauert, ab dem zweiten
darauffolgenden Werktag aufgehoben werden.
Die Landkreise und kreisfreien Stadte werden auf der Grundlage der Regelungen des
Absatzes 1 ermachtigt, durch Rechtsverordnung weitere lokale MalRnahmen, auch
weitgehende Ausgangsbeschréankungen, zu erlassen, soweit innerhalb eines Zeitraums
von sieben Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
kumulativ den Wert von 200 je 100 000 Einwohner Uberschreitet und diese Inzidenz

mindestens Uber einen Zeitraum von funf Tagen andauert.
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(4) Die Landkreise und kreisfreien Stadte werden auf der Grundlage der Regelungen des

Absatzes 1 zur Vermeidung von Ansammlungen von Menschen an Orten mit hoher

touristischer Anziehungskraft erméachtigt, das Betreten von Gemeinden, Gemeindeteilen

oder bestimmten 6ffentlich zuganglichen Orten, insbesondere Skipisten, Rodelhdngen,

Wanderwegen, Aussichtspunkten, Parkplatzen und ZufahrtsstraRen, engen Gassen

oder Marktplatzen, durch Rechtsverordnung ganz oder teilweise zu untersagen.

§14

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig gemaR § 73 Abs. 1a Nr. 24 und Abs. 2 in Verbindung mit § 28 Abs. 1
Satz 1, § 28a Abs. 1 und § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer

vorséatzlich oder fahrlassig

1.

10.

11.

entgegen 8 2 Abs. 1 sich mit anderen als den dort genannten Personen oder mit
mehr als der zulassigen Personenanzahl im offentlichen Raum aufhalt,

entgegen 8§ 2 Abs. 2 Satz 1 eine unzulassige Veranstaltung durchfihrt,

entgegen 8 4 Abs. 1 bis 3 einen der dort genannten Gewerbebetriebe, eine dort
genannte Einrichtung oder ein dort genanntes Angebot fur den Publikumsverkehr
offnet, soweit die Offnung untersagt ist,

entgegen § 4 Abs. 4 nicht sicherstellt, dass die allgemeinen Hygieneregeln oder
Zugangsbeschrankungen eingehalten werden,

entgegen 8 5 Abs. 1 Satz 1 eine Person oder mehrere Personen beherbergt, deren
Beherbergung unzulassig ist,

entgegen 8§ 5 Abs. 2 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die allgemeinen Hygieneregeln
eingehalten oder eine ordnungsgemalfe Reinigung durchgefihrt und dokumentiert
wird,

entgegen 8§ 5 Abs. 3 Reisebusreisen veranstaltet,

entgegen 8 5 Abs. 4 Satz 1 als Betreiber die Einhaltung der allgemeinen
Hygieneregelungen nicht sicherstellt oder nach 8 5 Abs. 4 Satz 2 nicht sicherstellt,
dass Reisende bei Unterschreitung des Mindestabstands einen medizinischen Mund-
Nasen-Schutz tragen,

entgegen 8 6 Abs. 1 eine Gaststatte fir den Publikumsverkehr 6ffnet,

entgegen 8 6 Abs. 2 Satz 2 nicht die Abstandsbestimmungen oder
Verzehrbeschrankungen sicherstellt,

entgegen 8 6 Abs. 6 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die allgemeinen Hygieneregeln,

die besonderen Abstandsbestimmungen fur Platze an Tischen, der zulassige
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Personenkreis an einem Tisch oder die Pflicht zur Gasteinformation eingehalten
werden,

12. entgegen 8 7 Abs. 1, 2 und 4 bis 7 einen der dort genannten unzulassigen
Gewerbebetriebe fir den Publikumsverkehr 6ffnet oder nicht sicherstellt, dass die
allgemeinen Hygieneregeln oder Zugangsbeschrankungen eingehalten werden,

13. entgegen 8§ 8 Abs. 1 Sportbetrieb auf Sportstatten zuléasst, ohne dass eine
Ausnahme vorliegt,

14. entgegen § 8 Abs. 2 nicht sicherstellt, dass der Mindestabstand, die
Hygieneanforderungen, die Begrenzung der Zahl an Sporttreibenden bei
nichtkontaktfreien Sportarten eingehalten werden oder Zuschauer zulasst.

Ordnungswidrig gemaf § 73 Abs. 1a Nr. 24 und Abs. 2 in Verbindung mit § 28 Abs. 1

Satz 1, § 28a Abs. 1 und 8§ 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes handelt ferner, wer

vorséatzlich oder fahrlassig im Zeitraum der Giltigkeit einer Verordnung, in der die

zusténdige Behorde festgestellt hat, dass im Landkreis oder der kreisfreien Stadt
innerhalb eines Zeitraums von sieben Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem
neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 kumulativ den Wert von 35 je 100 000 Einwohner

erreicht, entgegen 8§ 3 Abs. 2 in den benannten Verkehrsmitteln, entgegen § 4 Abs. 4

Satz 4 als Besucher in den Einrichtungen in § 4 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 1 und 6 in den dort

genannten Bereichen oder bei der praktischen Fahr- und Flugschulausbildung, entgegen

8§ 5 Abs. 2 Satz 4 als Gast in den dort genannten Bereichen, entgegen 8 5 Abs. 4 Satz 2

als Reisender bei Unterschreitung des Mindestabstands, entgegen § 6 Abs. 6 Satz 2 bei

Angeboten in Buffetform als Gast bei der Enthahme von Speisen und Getranken oder

beim Aufenthalt in der Warteschlage, entgegen § 7 Abs. 2 und 4 bis 7 als Besucher der

dort bezeichneten Einrichtungen in geschlossenen Raumen oder entgegen 8 9 Abs. 4

Satz 3 als Besucher in den Einrichtungen in 8 9 Abs. 1 keinen medizinischen Mund-

Nasen-Schutz oder entgegen 8§ 4 Abs. 4 Satz 2 als Besucher in den Einrichtungen in 8 4

Abs. 4 Satz 1 Nrn. 2, 3 und 7 keine Mund-Nasen-Bedeckung tragt, ohne dass eine

Ausnahme nach § 1 Abs. 2 Satz 3 vorliegt.

(2) Vorschriften Uber Regelsatze fur GeldbuRen wegen einer Ordnungswidrigkeit nach

Absatz 1 werden als Anlage veroffentlicht.

§15
Vollzug

Fur den Vollzug dieser Verordnung sind neben den zustéandigen Gesundheitsbehérden die

Sicherheitshehdrden nach § 89 Abs. 2 des Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicherheit und
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Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt zustandig, wenn die Gesundheitsbehdrden nicht
rechtzeitig erreicht oder tatig werden kdnnen. Die Sicherheitsbehdrden nach § 89 Abs. 2
des Gesetzes Uber die dffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt
haben in diesen Fallen die zustandigen Gesundheitsbehérden unverziglich tGber getroffene

MalRnahmen zu unterrichten.

8§16
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung gelten jeweils in mannlicher

und weiblicher Form.

§17
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 8. Marz 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Neunte SARS-CoV-
2-Eindammungsverordnung vom 15. Dezember 2020 (GVBI. LSA S. 696), zuletzt
geandert durch Verordnung vom 25. Februar 2021 (GVBI. LSA S. 64), aul3er Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 28. Méarz 2021 aul3er Kraft.

Magdeburg, den 7. Marz 2021.

Die Landesregierung
Sachsen-Anhalt

Dr. Haseloff Grimm-Benne
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Anlage
(zu 8§ 14 Abs. 2)

BuRgeldkatalog fiir Ordnungswidrigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz
im Zusammenhang mit der Zehnten SARS-CoV-2-Eindimmungsverordnung im
Land Sachsen-Anhalt

Verstol3e nach § 14 Abs. 1 der Zehnten SARS-CoV-2-Eindammungsverordnung, die gemaf
§ 73 Abs. 1la Nr. 24 des Infektionsschutzgesetzes als Ordnungswidrigkeiten zu ahnden sind,
sind mit Buf3geld bis zu 25 000 Euro zu belegen. Bei Ordnungswidrigkeiten nach der
Zehnten SARS-CoV-2-Eindammungsverordnung, die im Rahmen dieses Bul3geldkatalogs
aufgefuhrt sind, ist eine GeldbulRe nach den darin bestimmten Betragen festzusetzen. Die im
Bul3geldkatalog bestimmten Betrdge sind Regelsétze. Sie gehen von gewohnlichen
Tatumsténden sowie von fahrlassiger und erstmaliger Begehungsweise aus. Wird der
Tatbestand der Ordnungswidrigkeit vorsatzlich oder wiederholt verwirklicht, so ist der
genannte Regelsatz zu verdoppeln. Die Regel- und Rahmenséatze kénnen nach den
Grundsatzen des § 17 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten je
nach den Umstanden des Einzelfalls im Rahmen der jeweiligen gesetzlichen Grenzen erhoht
oder ermafigt werden.

Eine ErmaRigung kann inshesondere in Betracht kommen, wenn

1. nur leichte Fahrlassigkeit vorliegt,

2. die Gefahr einer potentiellen Infizierung anderer Personen nach den Umstanden des
Einzelfalls gering ist,

3. der Vorwurf, der den Betroffenen trifft, aus besonderen Griinden des Einzelfalls
geringer als fur durchschnittliches vorwerfbares Handeln erscheint,

4. der Tater Einsicht zeigt, sodass Wiederholungen nicht zu befiirchten sind oder

5. die vorgeschriebene Geldbule zu einer unzumutbaren wirtschaftlichen Belastung
fuhrt, z. B. bei auBergewohnlich schlechten wirtschaftlichen Verhaltnissen des
Betroffenen.

Verletzt dieselbe Handlung (aktives Tun oder Unterlassen) mehrere Tatbestande oder einen
Tatbestand mehrmals (sogenannte Tateinheit, § 19 des Gesetzes Ulber
Ordnungswidrigkeiten), so ist nur ein BuR3geld festzusetzen. Sind mehrere Tatbestande
verletzt, kann der héchste Regelrahmen angemessen erhdht werden, wobei die Summe der
Regelsatze der verwirklichten Tatbestande nicht erreicht werden darf.

Werden durch mehrere rechtlich selbststandige Handlungen (aktives Tun oder Unterlassen)
mehrere Tatbestéande oder ein Tatbestand mehrmals verletzt (sogenannte Tatmehrheit, 8 20
des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten), sind die Regelsétze jeweils zu addieren.

Die Moglichkeit, neben dem BuRRgeld gegen eine Individualperson nach den §8 30 und 130
des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten zusatzlich auch ein Unternehmen (juristische
Person oder Personenvereinigung) mit einem Bul3geld zu belegen, wenn die juristische
Person oder die Personenvereinigung durch den Verstol3 gegen die Zehnte SARS-CoV-2-
Eindammungsverordnung bereichert worden ist oder werden sollte, bleibt unberihrt. Die
Geldbul3e soll in diesen Fallen den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der
Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Gibersteigen.



Die in 8 14 Abs. 1 Satz 2 der Zehnten SARS-CoV-2-EindAmmungsverordnung genannten

Tatbestande sind als geringfugige Ordnungswidrigkeiten nach den 88 56 bis 58 des

Gesetzes tber Ordnungswidrigkeiten zu bewerten, soweit im Landkreis oder der kreisfreien
Stadt innerhalb eines Zeitraums von sieben Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem
neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 kumulativ den Wert von 50 je 100 000 Einwohner nicht
Ubersteigt. In diesen Fallen soll die Verwaltungsbehérde den Betroffenen verwarnen und ein
Verwarnungsgeld von 50 Euro erheben. Die Verwaltungsbehérde kann eine Verwarnung
ohne Verwarnungsgeld erteilen, insbesondere wenn nach Satz 1 Umstande vorliegen, die
eine ErmaRigung rechtfertigen.

Personen

Geschaftsfuhrung

10. SARS- | Verstol3 Adressat des Regelsatz in
CoV-2- BuBRgeldbescheids | Euro
EindV
§2 Abs. 1 Aufenthalt mit anderen als den dort Jede Person 50
genannten oder mit mehr als der
zulassigen Personenanzahl im
offentlichen Raum
8§82 Abs. 2 Durchfihrung einer unzulassigen Veranstalter, bei 1 000
Satz 1 Veranstaltung juristischen Personen
Geschaftsfuhrung
84 Abs. 1 Betreiben eines untersagten Betriebsinhaber, bei 1 000
bis 3 Gewerbebetriebs, einer untersagten juristischen Personen
Einrichtung oder eines untersagten Geschaftsfuhrung
Angebots
8§ 4 Abs. 4 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung der | Betriebsinhaber, bei 1 000
allgemeinen Hygieneregeln oder juristischen Personen
Zugangsbeschrankungen Geschaftsfiihrung
§5Abs. 1 | Beherbergung einer oder mehrerer vom| Betriebsinhaber, bei | 1 000
Satz 1 Beherbergungsverbot erfassten juristischen Personen




10. SARS- | Verstol} Adressat des Regelsatz in
CoV-2- BuRgeldbescheids | Euro
EindV
85 Abs. 2 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung der | Betriebsinhaber, bei 1 000
Satz 1 allgemeinen Hygieneregeln oder der juristischen Personen
Durchfiihrung einer ordnungsgemaRen | Geschéaftsfihrung
und dokumentierten Reinigung
§ 5 Abs. 3 |Veranstaltung von Reisebusreisen Betriebsinhaber, bei |1 000
juristischen Personen
Geschaftsfuhrung
85 Abs. 4 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung der | Betriebsinhaber, bei 1 000
Satz 1 allgemeinen Hygieneregeln juristischen Personen
Geschaéftsfuhrung
8§85 Abs. 4 Nicht-Sicherstellung des Tragens eines | Betriebsinhaber, bei 1000
Satz 2 medizinischen Mund-Nasen-Schutzes | juristischen Personen
der Reisenden bei Unterschreitung des | Geschaftsfiihrung
Mindestabstands
§6 Abs. 1 | Offnen einer Gaststatte fir den Betriebsinhaber, bei 1 000

Publikumsverkehr

juristischen Personen
Geschaftsfuhrung




10. SARS- | Verstol3 Adressat des Regelsatz in
Cov-2- BuRgeldbescheids | Euro
EindV
§ 6 Abs. 2 | Nicht-Sicherstellung der Betriebsinhaber, bei | 1 000
Satz 2 Abstandsbestimmungen oder juristischen Personen
Verzehreinschrankungen Geschaftsfilhrung
8§86 Abs. 6 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung der | Betriebsinhaber, bei 1 000
Satz 1 allgemeinen Hygieneregeln, der juristischen Personen
besonderen Abstandsbestimmungen, | Geschaftsfiihrung
des zul&ssigen Personenkreises an
einem Tisch und der
Gasteinformationen
§7 Abs. 1 | Offnung eines Ladengeschafts Betriebsinhaber, bei | 1 000
juristischen Personen
Geschéftsfuhrung
§ 7 Abs. 2, 4| Nicht-Sicherstellung der Einhaltung der | Betriebsinhaber, bei 1 000
bis 7 allgemeinen Hygieneregeln oder juristischen Personen
Zugangsbeschrankungen Geschaftsfilhrung
§8 Abs. 1 Zulassen des Sportbetriebs ohne Betreiber der 1 000
Vorliegen einer Ausnahme Sportstatte
§ 8 Abs. 2 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung des| Betreiber der 250

Mindestabstands, der
Hygieneanforderungen oder der
Begrenzung der Zahl von
Sporttreibenden oder Zulassen von
Zuschauern

Sportstatte




10. SARS- | VerstoRR Adressat des Regelsatz in
CoV-2- BuRgeldbescheids | Euro
EindV
§ 3 Abs. 2, §| Nichttragen eines medizinischen Mund-| Nutzer, Besucher,
4 Abs. 4 Nasen-Schutzes, ohne dass eine Gast, Reisender,
Satz 4, Ausnahme vorliegt, im Kunde
g:tfg,s'§26 Gultigkeitszeitraum einer
Abs. 6 Satz Rechtsverordnung mit festgestellter
2,87 Abs. 2| lokaler Inzidenz
bis7,89
Abs. 4 Satz | 1. von mindestens 35 von 100 000
3 Einwohnern 50
2. von mindestens 50 von 100 000
Einwohnern 75
8 4 Abs. 4 Nichttragen einer Mund-Nasen- Besucher
Satz 2 Bedeckung, ohne dass eine Ausnahme
vorliegt, im Gultigkeitszeitraum einer
Rechtsverordnung mit festgestellter
lokaler Inzidenz
3. von mindestens 35 von 100 000 S0
Einwohnern
4. von mindestens 50 von 100 000 75
Einwohnern
Hinweise:

Gemal § 1 Abs. 1 der Verordnung Uber sachliche Zustandigkeiten fur die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in Verbindung mit 8 4 Abs. 1 und § 19 Abs. 2 Satz 3 des
Gesundheitsdienstgesetzes sind zustdndige Verwaltungsbehdrden fir die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten die Gesundheitsbehérden (Landkreise und kreisfreien

Stadte).




	Zehnte Verordnung über Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt (Zehnte SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung – 10. SARS-CoV-2-EindV) Vom 7. März 2021

